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In dem Zivilrechtsstreit
Schmidt u. a. ./. Bergstedt

wird nach dem Widerruf des Vergleichs zum bisherigen Ergebnis der Beweisaufnah­
me wie folgt Stellung genommen, da nach Ansicht des Beklagten vorläufig Folgen­
des feststeht:

1.
Eine Unterlassung der streitgegenständlichen Behauptungen kann nicht verlangt wer­
den, weil in ihnen kein konkreter Vorwurf einer eigenen Beteiligung an Veruntreu­
ung, Betrug oder Geldwäsche durch die VerfügungsklägerInnen erfolgt ist.

Laut Urteil des OLG vom 15.10.2012 im Verfahren 9 0 298/09 geht es darum, Be­
hauptungen zu unterlassen, die zum Inhalt haben, 

a. „die Verfügungskläger gehörten einer Seilschaft für Fördermittelveruntreuung an, 

b.  die Verfügungskläger beabsichtigten, in Üplingen ein neues Eldorado für Geldwä­
sche entstehen zu lassen,

c. das AgroBioTechnikum, dessen Geschäftsführerin die Verfügungsklägerin zu 1) 
sei, diene vor allem „der Veruntreuung großer Mengen von Steuergeldern",

d. die BioTechFarm in Üplingen, deren Geschäftsführerin ebenfalls die Verfügungsk­
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lagerin zu 1) sei, sei "wichtig zur Wäsche von Steuergeldern in einem unübersichtli­
chen Gewirr von Firmen". 

In allen vier Formulierungen würde lediglich entweder behauptet, dass Kerstin 
Schmidt und Uwe Schrader zu Zusammenhängen von Menschen und Institutionen 
gehören, in denen auch Betrug, Veruntreuung und Geldwäsche geschehen. Ihr indivi­
dueller Anteil daran wird ebenso wenig konkret behauptet wie ihr Wissen um solche 
Vorgänge. Oder es wird behauptet, dass Kerstin Schmidt und Uwe Schrader (einzeln 
oder zusammen) am Aufbau von Einrichtungen beteiligt sind, in denen solches ge­
schieht oder die dafür wichtig sind.

Da an keiner Stelle konkret behauptet wird, wer für den konkreten, möglicherweise 
strafbaren Umgang mit Fördermitteln verantwortlich ist, besteht auch kein Unterlas­
sungsanspruch.

Die teilweise Beweiserhebung vor dem OLG hat erbracht, dass der Kläger Uwe 
Schrader gar keine und die Klägerin Kerstin Schmidt nur geringe eigene Verbindun­
gen zum näheren untersuchten Fördermittelfall „Gengerstenfeld“ besaßen. 

Alle Fragen bezüglich offensichtlicher Fälschungen u.ä. in den Fördermittelanträgen 
zu diesem Feld wurden vom Gericht nicht zugelassen, weil sie keine direkte Verbin­
dung zu den KlägerInnen aufwiesen. Dieser Wertung des Gerichts kann gefolgt wer­
den. Sie bedeutet aber auch, dass die KlägerInnen für die Fördermittelanträge und die 
Mittelverwendung nicht selbst direkt verantwortlich sind, auch wenn sie zum Teil 
NutznießerInnen der Fördermittelflüsse in Form von Bezahlungen für Dienstleistun­
gen waren. Insofern darf in der Tat nicht behauptet werden, dass die KlägerInnen 
selbst bei Fördermittelanträgen, -abrechnung und –verwendung betrogen u.ä. haben.

Allerdings ist dieses auch nie behauptet worden. Behauptet wurde, dass die KlägerIn­
nen in den Personenzusammenhängen tätig oder präsent waren, in denen auch der 
hier streitige Umgang mit Fördermitteln erfolgte. Es wurde zudem behauptet, dass 
sich die KlägerInnen um den Aufbau von Infrastruktur kümmerten, die auch diejeni­
gen nutzten, bei denen der Verdacht auch strafbaren Verhaltens bei Fördermitteln und 
Genehmigungen mehr als deutlich ist. Beides wird weder bestritten noch haben sich 
im Verfahren Zweifel ergeben, dass diese Behauptungen falsch sein könnten. Es gibt 
folglich nichts, was behauptet wurde und wogegen ein Unterlassungsanspruch beste­
hen könnte. Insofern ist der Unterlassungsanspruch der KlägerInnen abzulehnen.

2.
Erkennbar ist eine direkte persönliche Beteiligung der Klägerin Kerstin Schmidt hin­
gegen bei Versuchen der Rostocker Professorin Inge Broer. Die Klägerin handelte 
hier teilweise nicht nur als Dienstleisterin, sondern in ihrer Zeit als Vorstandsmitglied 
von FINAB e.V. auch in (mit-)verantwortlicher Position des Antragsstellers FINAB 
e.V. selbst. Gleiches gilt für die Firma BioOK und die Förderungen aus dem Wachs­
tumskernprogramm.
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Zwar ist auch hier in den angegriffenen Formulierungen keine persönliche Zuord­
nung des fragwürdigen bis strafbaren Verhaltens auf Kerstin Schmidt zu entnehmen. 
Falls dieses entgegen der hiesigen Meinung jedoch so gewertet wird, wird hiermit die 
Ladung der Zeugin Inge Broer zu den Fragestellungen (übertragen auf die von ihr zu 
verantwortenden Feldversuche) beantragt. Zur Aufklärung würde zudem die Zeugin­
nenbefragung der Klägerin Kerstin Schmidt selbst beitragen.
Die Ladung dieser beiden Zeuginnen wird hiermit hilfsweise für den Fall beantragt, 
dass das Gericht der Auffassung sein sollte, dass die jetzt noch strittigen Formulie­
rungen überhaupt einen Tatsachenbehauptungskern enthalten, der auf die KlägerIn­
nen personifizierbar ist.
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